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152. Jahrgang.

Deutſchlands Aufgaben in Afrika
Vom Kaiſerl. Legationsrat a. D. Frhrn. v. Richthofen, M. d. R.
Wenn man die Karte Afrikas betrachtet, ſo will es an ſich

als etwas Verkehrtes erſcheinen, noch heutzutage von einer
Aufteilung Afrikas zu ſprechen. Bis vor kurzer Zeit gab
es neben dem Kolonialbeſitz europäiſcher Staaten, welcher un-
gefähr 90 Prozent des Schwarzen Erdteils bedeckt, noch drei
ſelbſtändige afrikaniſche Staaten: Marokko, Abeſſinien und
Liberia. Das erſtere Land darf man nun wohl definitiv dem
franzöſiſchen Kolonialbeſitz zurechnen, und Abeſſinien und Li-
beria dürften wohl auch für kommende Zeiten für ſich den
Ruhm in Anſpruch nehmen, ihre Unabhängigkeit allen gegen
dieſelbe gerichteten Verſuchen europäiſcher Mächte zum Trotz
für eine dauernde Zukunft bewahrt zu haben. Das Bergland
Abeſſinien iſt für europäiſche Truppen ſchwer zugänglich, und
der ſiegreich von ſeinen Bewohnern gegen die Jtaliener geführte
Kampf hat Europa gezeigt, daß in dieſem an aller Art von na-
türlichen Schätzen vielleicht mit am reichſten Lande Afrikas

ausſchließlich friedliche Eroberungen gemacht werden können.
Die Negerrepublik Liberia verdankt ihre Unabhängigkeit wohl
weniger dem Heldenmut ihrer Einwohner als vielmehr der
Tatſache, daß über 10 Millionen ſchwarze Stammesgenoſſen
ihre zweite Heimat in den Vereinigten Staate nvon Amerika
gefunden haben und ſich ihr Einfluß auf die amerikaniſche Re-
gierung als ausreichend herausgeſtellt hat, um dieſelbe zu be-
wegen, ihre mächtige Hand ſchützend über dieſen kleinen Fleck
afrikaniſcher Erde zu breiten. Alles übrige iſt europäiſcher
Kolonialbeſitz.

Bei dieſer Sachlage könnte man an ſich annehmen, daß
Afrika in der internationalen Politik kommender Jahrzehnte
nur eine verhältnismäßig untergeordnete Rolle ſpielen wird.
Dem Frieden der Welt könnte an ſich hiermit nur gedient ſein;
die Rechnung ſtimmt aber aus dem Grunde nicht, weil rund
41 Millionen Quadrakilometer afrikaniſchen Bodens ſich im
Beſitze ſchwächerer europäiſcher Staaten befinden und es
menſchlicher Vorausſicht nach zum mindeſten fraglich erſcheinen
muß, ob dieſe Länder es ſind Portugal und Belgien
auf die Dauer in der Lage ſein werden, ihren Kolonialbeſitz
der zuſammen ungefähr noch doppelt ſo groß wie der des
Deutſchen Reiches iſt, zu behaupten. Der Kongoſtaat iſt ſchon
ſeit langem ein Schmerzenskind der europäiſchen Kabinette.
Solange er noch der ſog. Freie Kongoſtaat war, ſtand er eigent-
lich auf den zwei Augen des verſtorbenen Königs Leopold II.
von Belgien. Das geſchäftliche Genie dieſes Königs und ſein
auf Grund weitverzweigter verwandtſchaftlicher Beziehungen
und infolge einer jahrzehntelangen Regierungszeit außerge-
wöhnlich ſtarker Einfluß auf die regierenden Häuſer der Konti-
nents haben dem Kongoſtaat nicht nur trotz aller Anfeindungen
bisher die Selbſtändigkeit bewahrt, ſondern auch eine nicht
unerhebliche kulturelle Entwicklung dieſes enormen Landkom-
plexes ermöglicht. Am Schluſſe ſeines Lebens hat König Le-
opold bekanntlich in der Abſicht, ſeine Lieblingsſchöpfung auch
künftighin vor allen Gefahren zu bewahren, den Kongoſtaat
zu einer belgiſchen Kolonie machen und damit den belgiſchen
Staat an ſeine Stelle treten laſſen. Es kann keinem Zweifel
unterliegen, daß hiermit die Prognoſe für den weiteren Be-
ſtand der Kongokolonie ſich nicht unerheblich günſtiger geſtal-
tet hat. Andererſeits geben aber die anläßlich des Marokkover-
trages zwiſchen Deutſchland und Frankreich geführten Ver-
handlungen, in denen auch die Kongokolonie nach den Erklär-
ungen der verſchiedenen Miniſter des Auswärtigen eine wich-
tige Rolle geſpielt hat, doch zu denken. Die franzöſiſche Re-
gierung beſitzt auf Grund alter Abmachungen mit dem König
von Belgien ein Vorkaufsrecht auf den belgiſchen Kongo, dem
aber bei dem Fehlen jeglicher internationaler Abmachungen
nur eine einſeitige Bedeutung zuerkannt werden kann. Es
ſcheint daher, daß die deutſche Regierung den Zeitpunkt der
Marokkoverhandlungen für den geeigneten angeſehen hat, um
bei dieſer Gelegenheit die franzöſiſche Regierung womöglich
darauf feſtzulegen, daß von einer Ausübung dieſes Vorkaufs-
rechtes ohne eine entſprechende Kompenſierung der übrigen
intereſſierten Staaten nicht die Rede ſein könne. Bei dem be-
ſonderen Jntereſſe, welches dieſer Teil der Verhandlungen nicht
nur bei der franzöſiſchen Kammer und im franzöſiſchen Senate,
ſondern insbeſondere auch in allen engliſchen Kolonialkreiſen
gefunden hat, kann man ſich der Erkenntnis nicht verſchließen,
daß eine weitſichtige Kolonialpolitik mit der Möglichkeit einer
Aufteilung des Kongogebiets rechnen wird.

Bisher ſind es ſtets die Engländer geweſen, die in dieſer

Frage die treibende Kraft geſpielt haben, Sie haben ſich in
dem vergangenen Jahrzehnt nicht genug daran tun können,
über die ihrer Anſicht nach im Kongoſtaat herrſchende Miß-
regierung und insbeſondere über die angeblich von den dor-
tigen belgiſchen Koloniſatoren verübten Grauſamkeiten öffent-
lich Klage zu erheben. Dieſe Campagne iſt zurzeit verſtummt,
woraus ſich wohl ſchließen läßt, daß man in London den ge-
eigneten Augenblick zur Löſung des Problems noch nicht für
gekommen hält. Alles das vermag aber naturgemäß nichts
an der Tatſache zu ändern, daß die Herrſchaft der Belgier, ſo
tüchtige Kaufleute und Jngenieure ſie auch ſein mögen, ganz
einfach wegen ihrer geringen Stärke gegenüber den Großmäch-
ten auf ſchwachen Füßen ſteht.

Ganz ähnlich aber in noch verſtärktem Maße ungünſtig
für den Beſitzer liegen die Verhältniſſe bei den portugie-
ſiſchen Kolonien. Ueber das Kapitel des Torſos dieſer Be
ſitzungen könnte man nur ein ſic tranſit gloria mundi als Uebr-
ſchrift ſchreiben. Die einſt ſo ſtolze Kolonialmacht behauptet
dieſen letzten Reſt ihres Kolonialbeſitzes, der allerdings an
Größe auch heute noch dem deutſchen nur um ein Geringes
nachſteht, mit äußerſten Schwierigkeiten. Schon zu Zeiten
des Königtums war die koloniſatoriſche Betätigung eine äußerſt
beſcheidene. Die mit der Gründung der Republik verbundene
Erſchütterung des Mutterlandes hat ſich natürlich auch in der
Verwaltung der Kolonien bemerkbar gemacht. Aber all das
würde die Frage der portugieſiſchen Kolonien noch nicht auf die
Tagesordnung der internationalen Politik ſetzen, wenn nicht
die Verſchuldung der Republik Portugal eine ſo bedenkliche
wäre, daß ein Staatsbankerott nicht als ausgeſchloſſen gel-
ten kann. Jnfolge dieſer Kalamität dürfte es bereits ſeit lan-
gen Jahren der portugieſiſchen Regierung unmöglich ſein, bei
einem entſprechenden ſanften Druck ſeitens der Großmächte
den Verkauf ihres Kolonialbeſitzes von der Hand zu weiſen.
Die Vorausſetzung hierzu bildet natürlich eine vorausgegangene
Einigung zwiſchen den in erſter Linie beteiligten Staaten, das
heißt, zwiſchen Deutſchland und England.

Die in den letzten vierzehn Tagen erfreulicherweiſe in das
Bereich der Möglichkeit gerückte Herſtellung eines dauernden
Einverſtändniſſes zwiſchen beiden Ländern hat auch die Dis-
kuſſion über die Frage der Aufteilung der portugieſiſchen Ko-
lonien von neuem angeregt und hat damit auch den 1898
zwiſchen den beiden Staaten hierüber abgeſchloſſenen Geheim-
vertrag aus der Verſenkung erſtehen laſſen. Es läßt ſich nicht
leugnen, daß das Geheimnis, welches dieſen Vertrag umwebt,
außerordentlich gut behütet worden iſt, ſo gut, daß ſich die
Preſſe der verſchiedenen Länder ſogar jetzt darüber geſtritten
hat, ob er überhaupt noch zu Recht beſteht oder bereits abge-
laufen iſt. Aus dem Umſtande, daß über den Jnhalt des Ver-
trages auch weiterhin krampfhaft amtlich geſchwiegen wird,
ſowie aus der ablehnenden Erklärung, welche der engliſche
Staatsſekretär des Auswärtigen vor wenigen Tagen im Unter-
hauſe auf eine Anfrage über den Vertrag abgegeben hat, kann
aber wohl mit Sicherheit auf einen Fortbeſtand der Gültig-
keit des Vertrages geſchloſſen werden. Ueber ſeinen Jnhalt hat
bisher unbeſtritten ſtets verlautet, daß ſeine Grundlage die
finanzielle Miſere des portugieſiſchen Staates bildet. Die
außerordentliche Bereitwilligkeit Englands, die in den ſeit Ab-
ſchluß des Vertrages verfloſſenen 13 Jahren häufig hervorge-
treten iſt, den Portugieſen bei ihren verſchiedenen, mit einer
gewiſſen Regelmäßigkeit eintretenden finanziellen Nöten zu
helfen, läßt nicht darauf ſchließen, daß die engliſche Regierung
ein allzu großes Jntereſſe an der Ausführung des Vertrages
hat. Hiermit würde übereinſtimmen, daß weder die leitenden
deutſchen Staatsmänner, welche den 1898er Vertrag mit ihrer
Verantwortung zu decken hatlen, noch ihre Nachfolger jemals
eine Unzufriedenheit über den Vertrag oder gar ein Beſtreben,
denſelben wieder aus der Welt zu ſchaffen, haben erkennen
baſſen. Man darf nicht vergeſſen, daß das Jahr 1898 kein
günſtiges für die engliſche Politik war und daß die endgültige
Abrechnung mit den Burenrepubliken, welche für die engliſche
Kolonialpolitik zu einer an Gut und Blut gleich koſtſpieligen
Notwendigkell geworden wac, ein Entgegenkommen insbeſon
dere Deutſchland gegenüber damals nur wünſchenswert er-
ſcheinen laſſen konnte.

Der für ſein Vaterland allzu frühzeitig erfolgte Tod von
Cecil Rhodes, der wohl unbeſtritten einer der bedeutendſten
Kolnialpolitiker der Welt geweſen iſt, und das nicht lange da-
rauf erfolgte Ausſcheiden von Joſef Chamberlain aus dem poli-
tiſchen Leben, ſowie das vorläufige Ende der konſervativen

Aera in England haben auf die Entwicklung der britiſchen
Kolonialpolitik, und zwar nicht nur in Afrika, ſondern in min-
deſtens gleichem Maße auch in Aſien, verlangſamend einge-
wirkt. Das Fehlen von politiſch ausſchlaggebenden treibenden
Kräften bei uns, die imſtande geweſen wären, eine deutſche
koloniale Expanſion energiſch in die Hand zu nehmen, hat nicht
dazu beigetragen, das Tempo der definitiven kolonialen Auf-
teilung Afrikas zu beſchleunigen. Erſt durch die engliſch-fran-
zöſiſche Aktion, die mit dem Verzicht Frankreichs auf Aegypten
und mit dem Eintreten Englands für die Errichtung eines
franzöſiſchen Protektorats in Marokko ihren Anfang nahm und
jetzt mit der Erreichung dieſes Zieles durch Frankreich und mit
der Erwerbung von zwar im Verhältnis zu der franzöſiſchen
Machterweiterung unbedeutenden, aber für die Zukunft unſerer
kolonialen Beſtrebungen doch nicht unwichtigen Landſtrecken
des franzöſiſchen Kongos durch Deutſchland ihr Ende gefunden
hat, iſt die große Frage wieder in Fluß gekommen. Und die
Okkupierung des letzten noch unter effektiver türkiſcher Ober-
hoheit ſtehenden afrikaniſchen Landes durch Jtalien treibt die
Dinge naturgemäß weiter vorwärts. Die kommenden Jahre
werden daher höchſt wahrſcheinlich die endgültige Verteilung
des afrikaniſchen Kolonialbeſitzes bringen, und es liegt hierbei
in der Natur der Dinge und entſpricht dem Gang der Welt-
geſchichte, wie er ſich an den Holländern, Spaniern, Portu-
gieſen bereits gezeigt hat, daß hierbei nur ſolche europäiſche
Länder in Frage kommen können, die ein ausreichendes Maß
von überſchüſſiger und daher in der kolonialen Entwicklung ver-
wertbarer Kraft beſitzen und gleichzeitig ſtark genug ſind, um,
menſchlicher Vorausſicht nach, auch für Hunderte von Jahren
die Erhaltung eines ſolchen Kolonialbeſitzes verbürgen zu
können.

Mittelftandsfragen im Reichskage.
In der Sitzung des Reichstags vom 28. Februar kamen vor-

nehmlich Angelegenheiten des Mittelſtandes ſehr eingehend zur
Erörterung, ſeine Intereſſen wurden beſonders von den Ab-
geordneten Dr. Mayer (Zentrum) und Pauli (konſ.) vertreten.

Wir geben des Letzteren Rede im Auszuge wieder.
Abg. Pauli: Jch möchte in bezug auf Mittelſtandsfragen an

den Staatsſekretär einige Fragen richten. Die Heranziehung
der Fabrikbetriebe zu den Poſten der Lehrlingsausbildung iſt
eine Angelegenheit von großer Bedeutung. Es hat nun da-
rüber im vorigen Jahr im Reichsamt des Jnnern eine Kom-
miſſion getagt. Man hat aber noch nicht gehört, ob aus dieſer
Kommiſſion etwas Tatſächliches herausgekommen iſt. Wird
eine Geſetzesvorlage in die Wege geleitet oder ſind die Bera-
tungen der Kommiſſion noch nicht abgeſchloſſen? Wenn ich
recht unterrichtet bin, ſo iſt auch die Frage der Aufhebung des
s 1000 der Gewerbeordnung Gegenſtand der Beratung der
Kommiſſion geweſen. Dem Kohlenſyndikat iſt es geſtattet, die
Preiſe feſtzuſetzen, dagegen verbietet man durch den 8 1000 den
Handwerkern, ſich zuſammenzutun und die Preiſe feſtzuſetzen!
Damit iſt doch keine Gefahr verbunden. Schon die Konkur-
renz verhindert, daß die Preiſe über die ortsüblichen Preiſe
hinaufgeſetzt werden.

Damit hängt die Frage des Submiſſionsweſens zuſammen.
Durch Miniſterialerlaß iſt in Preußen eine Verbeſſerung in
dieſer Beziehung eingeführt worden. Dieſer Erlaß wird aber
durch die unteren Behörden wenig berückſichtigt. Was der
Hanſabund vorgeſchlagen hat, iſt nicht neu und nicht zu ver-
werten, dagegen können die Vorſchläge des Mittelſtandbundes
in Dresden eine Grundlage für die Regelung des Submiſſions-
weſens bilden. Es iſt vorgeſchlagen worden, daß die Reichs
behörden Arbeiten an Handwerksgenoſſenſchaften abgeben
ſollen. Poſt und Reichsmilitärverwaltung haben dies auch
ſchon getan. Manche Reichsämter beſchweren ſich über un
pünktliche Ablieferung, ſchlechtes Material uſw. Um die Be-
ſchwerden zu beſeitigen, iſt von ſeiten der Handwerker vorge-
ſchlagen. Sachverſtändige zur Ueberwachung der Arbeiten
heranzuziehen. Einen Fall, der bemerkenswert iſt, möchte ich
Jhnen nicht vorenthalten, er beleuchtet das ganze Submiſſions-
weſen. Jn Saßnitz ſind Ausſchreibungen erfolgt inbezug auf
die Verlängerung der Oſtmole. Es ſind ſieben Angebote einge-
gangen. Eine Hamburger Firma forderte 149,800 A, eine
andere Firma nur 75,100 eine Firma in Saßnitz ver-
langte 84 200 und ſie glaubte, die Arbeit um ſo mehr über-
tragen zu bekommen, weil ſie eine Jnlandsfirma iſt und ſchon
andere Arbeiten auf Rügen ausgeführt hatte. Statt deſſen
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erfolgte der Zuſchlag auf die billigſte Firma, eine Firma in
Kopenhagen.

Die deutſche Firma mußte eine Anzahl von Arbeitern ent-
laſſen, und das Geld geht nach dem Ausland, bloß wegen einer
Differenz von etwa 9000 A. Die Kopenhagener Firma hat
ſich ſelbſt darüber gewundert, daß ihr der Auftrag erteilt wor-
den iſt, und erklärt, in Dänemark wäre ſo etwas ganz unmög-
lich. Allgemein wird darüber geklagt, daß die Reichs und
Staatsbehörden immer die großen Unternehmer der Groß-
ſtädte bevorzugen, weil ſie in dem falſchen Glauben ſind, daß
die Unternehmer und Handwerker in den kleinen Städten
und auf dem Lande nicht leiſtungsfähig ſeien. Wenn ſie keine
Aufträge bekommen, können ſie quantitativ nicht ſo leiſtungs-
fähig werden, qualitativ ſind ſie mindeſtens ebenſo leiſtungs-
fähig wie der Unternehmer in den Großſtädten. Oft erleiden
die Behörden dadurch Schaden, daß ſie immer den billigſten
Unternehmer den Auftrag erteilen, da ſolche Unternehmer
häufig vor dem Bankerott ſtehen und nun jedes Angebot ma-
chen, weil ſie glauben, dadurch ihren Kredit wieder heben zu
können. Wenn dann nachher doch der Bankerott eintritt, ſo
erleiden die Behörden anſtatt der Erſparniſſe, die ſie machen
wollten, oft großen Schaden. Jn den Lehrplan der Fortbil-
dungsſchulen ſind Dinge aufgenommen worden, die für das
Fortkommen im Berufe gar keinen Wert haben, ſo z. B. die
Bürgerkunde und die Verfaſſung des Deutſchen Reiches.( Leb-
hafte Zwiſchenrufe links.) Dieſe Dinge gehören nicht in den
Lehrplan hinein; dafür ſorgen Sie (links) ja ſchon. Die Kon-
ſumvereine ſchädigen den Mittelſtand. Es iſt ein großer Un-
terſchied, ob ſich Genoſſenſchaften bilden, um die Produktion
zu fördern, oder ob es ſich um Genoſſenſchaften handelt, die
den Detailhandel an ſich reißen, und dadurch den Mittelſtand
ruinieren. Widerſpruch links,)

Wir glauben dem Deutſchen Beamtenverein, wenn er ſchreibt,
daß er nicht aus Uebermut, Leichtſinn oder Gehäſſigkeit gegen
den Detailhandel zur Gründung von Konſumvereinen geſchrit-
ten iſt, ſie werden lediglich wirtſchaftlicher Vorteile wegen
gegründet, aber ich richte den Appell an die Beamten, andere
Wege zu gehen und nicht zu glauben, daß ſie allein die Exi-
ſtenzberechtigung haben. Das Geſetz zur Sicherung der Bau-
forderungen iſt in ſeinem zweiten Teile noch nirgends in Kraft
geſetzt worden, trotzdem der Bauſchwindel blüht. Wie will
man denn erkennen, wie der zweite Teil in der Praxis wirkt,
wenn man ihn nicht in Geltung ſetzt? Als die beteiligten
Handwerkerorganiſationen Berlins die Behörden um die Ein-
führung in Berlin angingen, hieß es, es liege noch kein Be
dürfnis dazu vor; ehe nicht der Bauſchwindel in einem Bezirk
epidemiſch würde, werde man nicht dazu übergehen. Soll
das Handwerk erſt alles verloren haben, damit das Geſetz in
Kraft treten kann? Die Reichsverſicherungsordnung bedeutet
einen weſentlichen Fortſchritt, darin wird die große Mehrheit
des Hauſes mit mir gegen den Abg. Wurm übereinſtimmen.
(Zuſtimmung.) Herr Wurm bezeichnete das Erreichte als eine
kleine Abſchlagszahlung, eine Leiſtung von einer Milliarde
und darüber! Wir müſſen aber Maß und Ziel halten gerade
i mJntereſſe unſerer Arbeiter, die nicht durch die Konkurrenz
des Auslandes brotlos gemacht werden dürfen.

Wir werden fortſchreiten auf dem Gebiete des Arbeiterſchut-
zes und der Sozialpolitik, aber wir wiſſen auch, daß unſere
Induſtrie und unſer Handwerk ſchon an der Grenze der Lei-
ſtungsfähigkeit angekommen ſind; die Laſten müſſen alſo beſſer
verteilt werden auf die Schultern der Geſamtheit, nicht allein
den Gewerbetreibenden auferlegt werden. (Zuruf von den
Soz.) Die Mehrbelaſtung des Arbeiters iſt längſt wettgemacht
worden durch die Erhöhung der Löhne. Widerſpruch bei den
Soz.) Das wiſſen Sie ja nicht, das weiß ich beſſer aus eigener
Erfahrung, Sie haben ja gar keine Arbeiter! (Lachen bei den
Soz.) Von der Regierung verlangen wir eine Verbeſſerung der
Exiſtenz des Mittelſtandes auf dem Verwaltungswege. (Leb-
hafter Beifall rechts).

Reichstag.
Berlin 29. Febr.

Jm Reichstag wurde heute die zweite Beratung des Etats
des Reichsamts des Jnnern fortgeſetzt.

Abg. Baſſermann (natl.) beurteilt den Charakter und Wer-
degang der inneren Entwicklung des Deutſchen Reiches dahin,
daß das Aufſteigen der handarbeitenden Klaſſen gefördert
werden müſſe, wobei allerdings die Grenzen nicht überſchritten
werden dürften, innerhalb deren die Konkurrenzfähigkeit der
deutſchen Induſtrie noch gewährleiſtet ſei. Gegenüber der Be
hauptung der Sozialdemokratie, ſie allein ſei die Urheberin

der deutſchen Sozialgeſetzgebung, beleuchtete der Redner die
Tätigkeit der bürgerlichen Parteien auf ſozialpolitiſchem Gebie-
te und ſtellte damit dieſen das beſte Fähigkeitszeugnis aus.
An ſozialpolitiſchen Neuerungen empfahl der Redner die Her-
abſetzung der Altersgrenze der Jnvalidenverſicherung und eine
weſentliche Erweiterung des Waiſen und Säuglingsſchutzes.
Für Ausnahmegeſetze würde die nationalliberale Fraktion,
ſo erklärte ihr Führer, niemals und in keiner Weiſe zu haben
ſein. Schließlich kam der Redner auf die Haltung der natio-
nalliberalen Partei zu ſprechen, die er natürlich in allen Punk-
ten als richtig und notwendig hinſtelle, ſeinerſeits aber der
Reichsregierung den Vorwurf machte, daß ſie zu einer unge-
rechten Steuerpolitik die Hand geboten und dadurch viel Unheil
angerichtet habe. Hoffentlich, ſo ſchloß der Abgeordnete Baſ-
ſermann, werde bei den Wehrvorlagen nicht der gleiche Feh-
ler gemacht werden.

Abg. Doormann (Fortſchr. Vpt.) glaubte der deutſchen Ar
beiterbevölkerung Anerkennung zollen zu müſſen, daß ſie ſich
aus eigener Kraft heraufgearbeitet und ſehr viel, was ihr frü-
her verſagt geblieben oder nicht erreichbar geweſen war, nun-
mehrdurchgeſetzt habe. Solche Errungenſchaften dürften aber
nur auf legalem Wege erreicht werden, alle Ausſchreitungen
und Uebertreibungen des Koalitionsrechts ſeien ſcharf zu ver-
urteilen, und neben einer maßvollen und beſonnenen Arbei-
terpolitik dürfe in der heutigen Zeit eine zielbewußte, tatkräf-
tige Mittelſtandspolitik nicht fehlen.

Der Saatsſekretär des Rechsamts des Jnnern Dr. Delbrück
nahm nun das Wort, um auf die bisherigen Reden aus dem
Hauſe zu erwidern. Eine Teilung des von ihm geleiteten Am-
tes, die wieder einmal angeregt worden war, würde nur eine
Verſchleppung der Geſchäfte zur Folge haben. Gegen den
Anſpruch der Sozialdemokratie, daß ſie an der Sozialgeſetzge-
bung des Deutſchen Reichs das Hauptverdienſt habe, trat auch
der Staatsſekretär auf: er erinnerte an die geſchichtlichen Vor
gänge, vor allem daran, daß Kaiſer Wilhelm I. und Fürſt
Bismarck teils aus eigener Jnitiative, teils in vollem Ver-
ſtändnis für die aus den Kreiſen der deutſchen Großinduſtrie
hervorgegangenen Anregungen das große nationale Werk der
ſtaatlichen Arbeiterfürſorge in Angriff genommen habe. Auf
die unwahre und irreführende Darſtellung der Sozialdemo-
kratie hatte der Staatsſekretär die treffende Ankwort, daß ge-
rade der politiſche Radikalismus der Sozialdemokratie die
größte Gefahr und Hemmung für den ſozialpolitiſchen Fort-
ſchritt iſt. (Lebhafter Beifall bei allen bürgerlichen Parteien.)
Obwohl dieſer Radikalismus der Umſturzpartei an Schärfe
nichts verloren hat, iſt ein Stillſtand in der Sozialpolitik doch
nicht vorhanden. Der Staatsſekretär erwähnte u. a., daß
ein Geſetz wegen Verſicherung der Feuerwehrleute, Kranken-
pfleger uſw. in Vorbereitung iſt und im Herbſte an den Bun
desrat gelangen wird. Dagegen muß die Arbeitsloſenver-
ſicherung, wenn ſie kommen ſoll, ſeitens der Kommunen ver-
wirklicht werden. Der Staatsſekretär erwähnte weiter meh-
rere Bundesratsverordnungen über Einrichtungen in Metall-
ſchleifereien und in Preßluft verwendenden Betrieben uſw.,
und teilte im Anſchluß daran mit, daß die Bundesratsverord-
nungen von nun an durch mehr allgemeine Normen erſetzt
werden ſollen, für die ſeitens der Gewerbeaufſichtsbeamten
mit Rückſicht auf die Eigenart der einzelnen Betriebe die er-
forderlichen Unterlagen zu ſchaffen ſeien. Jn dieſer Jndivi-
dualiſierung ſehen die verbündeten Regierungen einen großen
Fortſchritt. Betreffs der Wohnungsfrage deutete der Staats-
ſekretär an, daß, wenn die Bundesſtaaten verſagen ſollten und
ein Reichs-Wohnungsgeſetz nötig werden ſollte, dieſem die in
Oeſterreich getroffene Einrichtung, ein Wohnungsbau Dar-
lehnsfonds mit Zinsgarantie, zugrunde gelegt werden ſolle.
Das Koalitionsrecht, ſo betonte der Staatsſekretär, iſt für
Arbeitgeber und Arbeitnehmer hinreichend gewährleiſtet; Ta-
rifverträge ſeien wünſchenswert als eine Art bewaffneter Frie-
de, jedoch ſei Vorausſetzung die Zuſtimmung beider Teile, und
dafür ſei gerade jetzt nach dem Scheitern des Geſetzes über die
Rechtsfähigkeit der Berufsvereine wenig Ausſicht vorhanden.
Eine Verſchärfung der Strafbeſtimmungen, die bei Streikver-
gehen in Frage kommen, bezeichnete der Staatsſekretär als
nicht erforderlich; die Gerichte gehen ſchon jetzt gegen derar-
tige Ausſchreitungen mit genügender Strenge vor. Der Staats-
ſekretär ſchloß mit der Mahnung: die Organiſationen im Wirt-
ſchaftsleben möchten ſich davor hüten, den Boden zu über-
ſpannen, weil dadurch ſowohl die wirtſchaftlichen wie die ſo-
zialen Intereſſen mit ernſter Gefahr bedroht werden können.

angenommen ſei.

Nach dem Staatsſekretär wandte ſich Abg. v. Gamp (Rp.)
in ſcharfer Polemik gegen die Sozialdemokraten, die ihrerſeits
mit lärmenden Zurufen antworteten. Abg. v. Gamp glaubte
zu der Beſchwerde Anlaß zu haben, daß der amtierende zweite
Vizepräſident ihn nicht geſchützt habe.

Vizepräſident Dove verbat ſich dieſe Kritik ſeiner Geſchäfts
führung.

Italien und die Türkei.
Dehibat, 28. Febr. Der Hügel Meghreb, der das Gelände

vor Homs beherrſcht, und der geſtern morgen von 14 000
Jtalienern, die in drei Kolonnen angriffen, erobert worden
war, wurde am Nachmittag durch einen türkiſchen Gegenan-
griff wieder genommen. Die Türken machten glänzende An-
griffe mit dem Bajonett und warfen die linke Flanke der Jta
liener auf Homs zurück. Nachdem das italieniſche Zentrum
ebenfalls zurückgewichen war, überſchüttete die italieniſche Feld
artillerie, unterſtützt von den ſchweren Geſchützen der Flotte,
den Hügel mit Schrapnells und Granaten. Dadurch wurde
die Stellung der Türken auf dem Hügel unhaltbar, ſie mußten
ſie im Laufe der Nacht räumen und zogen ſich aus dem Bereiche
der italieniſchen Artillerie zurück. Der Kampf wurde oft auf
ſehr kurze Entfernung geführt. Die Türken verloren einen
verwundeten Offizier, 20 Tote und 80 Verwundete, die Jtalie-
ner verloren angeblich faſt 600 Tote, bei den auf ihrem linken
Flügel kämpfenden Truppen. Jhr Geſamtverluſt wird auf
1000 Tote angegeben. Die Garniſon von Homs, die bisher
4000 Mann betragen hatte, iſt erſt kürzlich um 10 000 Mann
verſtärkt worden.

Paris, 29. Febr. „Matin“ meldet aus Rom: Nunmehr
haben auch Deutſchland und Oeſterreich- Ungarn ihre Zuſtim-
mung zu der von dem ruſſiſchen Miniſter des Aeußern Saſa
now gemachten Vorſchlag, bei der Pforte auf eine Beilegung
der Streitigkeiten hinzuwirken, abgegeben. Dies bedeutet zwar
nicht den Frieden und ſogar nicht einmal eine ſofortige Ver-
mittlung, aber es iſt ein ſicherer Weg zur Beilegung der Dif-
ferenzen und zur Löſung der beſtehenden Meinungsunterſchie-
de, der angeſichts der herrſchenden Konflikte auf dem Balkan
notwendig geworden iſt, geſchaffen.

Vergarbeiterſtreik in England
London 29. Febr. Die Regierung hat den Parteien die

bereits gemeldeten Vorſchläge gemacht, die u. a. die Ent-
ſcheidung in die Hand des Regierungsvertreters legen, falls
ſich die Parteien nicht einigen können. Mit dieſen Vorſchlä
gen der Regierung erklärten ſich, wie gleichfalls gemeldet, die
meiſten engliſchen Minenbeſitzer einverſtanden; aber die Mi-
nenbeſitzer von Süd-Wales, Northumberland, Schottland, Fo
reſt of Dean, Somerſet und Briſtol bleiben hartnäckig bei ihrer
Weigerung, ſich auf Verhandlungen mit den Arbeitern einzu-
laſſen. Aber auch die Vertreter der Arbeiter ſelbſt erklärten,
ihre Mandate erlaubten ihnen nicht, ſich in irgendwelche Ver-
handlungen einzulaſſen, ehe nicht der Mindeſtlohn von 7
Schilling den Dag von allen Minenbeſitzern in Großbritannien

So hat die Regierung keiner der beiden
Parteien mit ihren Vorſchlägen einen Dienſt geleiſtet, und die
Stimmung iſt erbitterter denn je.

London, 29. Febr. Die Bemühungen der Regierung, die
Bergleute mit den Minenbeſitzern auszuſöhnen, ſind fehlge-
ſchlagen. Nichts kann den Nationalſtreik mehr verhindern
Geſtern nacht waren bereits 130 000 in den Ausſtand getre-
ten, heute nacht werden über eine Million Arbeiter feiern.

Deutſches Reich.
Borlin, 29. Febr. (Hofnachrichten.) Se. Maj der Kaiſer

konferierte heute wiederum mit dem Herrn Reichskanzler.
Kiel, 29. Febr. Die Reiſejacht „Hohenzollern“ hat heute

morgen gegen 4 Uhr unter Befehl des Kapitäns zur See Karpf
die Ausreiſe nach Pola angetreten; unterwegs wird nur Ge-
braltar angelaufen, wo Kohlenvorräte aufgenommen werden.
Der Begleitdampfer „Kolberg“ fährt am 5. März ab; das
Depeſchenboot „G 175“ tritt von Wilhelmshaven aus die Rei-

ſe an.

(Lebhafter Beifall.)

Provinz und Umgegend.
Lauchſtedt, 29. Febr. Zu der Wilderer-Affäre bei Hohen

weiden wird der „S. Z.“ u. a. berichtet: Lenz nahm Stellung
hinter einem Baum und feuerte einen Schuß auf die Wilddiebe
ab, ohne zu treffen. Jetzt gab ein Wilderer ebenfalls Feuer
und traf den Förſter mit einem Rehpoſtengeſchoß in die Bruſt.
Schwer verletzt brach der Beamte zuſammen, während die
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Nummer 52. 1912. Merſeburger Kreisblatt nebſt „Jlluſtr. Sonntagsblatt“. Sonnabend, den 2. März.
Wiſddiebe davoneiſten. Der Begleiter des Förſters ſorgte für
deſſen Transport nach Neukirchen, wo er die erſte ärztliche
Hilfe erhielt und dann nach Halle geſchafft wurde. Am Diens-
tag morgen nahm die Gendarmerie ſofort die Ermittelungen
auf. Die Polizeihunde aus Lauchſtedt und Halle wurden her
angeholt, aber ohne Erfolg. Schließlich wurde Polizeiwacht-
meiſter Kops aus Merſeburg mit ſeinem Polizeihund „Greif“
herbeigerufen. Dieſer nahm ſofort an einer am Tatorte zu-
rückgelaſſenen Mütze Witterung und verfolgte die Spur bis
Benkendorf, wo er den Tagelöhner Wagner und deſſen Sohn
(Muß heißen Bruder. Die Red. des „Kreisbl.“) ſtellte. Beide
wurden dann nochmals auf Grund einer Witterung an den
Stiefeln am Tatorte ſelbſt von dem Polizeihunde „Greif“ ver-
bellt. Vater und Sohn wurden verhaftet und nach Halle in
das Gerichtsgefängnis transportiert, wo ſie auf Grund der
Ueberführung durch den Polizeihund „Greif“ ſchon beim erſten
Verhör die Tat eingeſtanden.

Halle, 29. Febr. Ein aufſehenerregender Gefangenen-
transport bewegte ſich geſtern in der 6. Abendſtunde durch die
Straßen der Stadt. Von zwei Gendarmen eskortiert, wur
den, die Flinte am Riemen über die Achſel geſchultert, die bei-
den durch den Polizeihund „Greif“ entdeckten Mörder des
Privatförſters Lenz-Benkendorf, der Tagelöhner Wagner und
ſein Sohn, dem Gefängnis zugeführt. Von den beiden unan-
ſehnlichen Geſtalten war der eigentliche Mörder, der Sohn,
ſchwer gefeſſelt. Der ſeltſame Zug war natürlich der Anzieh-
ungspunkt aller Paſſanten und eine hundertköpfige Schar von
Schulkindern ließ es ſich nicht nehmen, den beiden Verhafteten
in ungeſtümer Weiſe das Geleite zu geben. Die Gendarmen
Ware oft Mühe, die Schar der Jungen und Mädchen abzu-
wehren.

Güſten, 26. Febr. Die Selbſtmordaffäre des Stadtkäm-
merers Schoch hat, ſo weiß das „Volksblatt für Anhalt“ zu
berichten, doch nicht einen ſo harmloſen Hintergrund, als das
bjsher dargeſtellt wurde. Es ſteht bis jetzt feſt, daß ein von der
Bahn entrichteter Steuerbetrag in Höhe von 6000 nicht
verbucht worden iſt. Ferner ſoll ſich Sch. ſtark an Mündelgel-
dern vergriffen haben. Gerüchtweiſe verlautet, daß auch die
Sparkaſſengelder nicht ſtimmen ſollen. Alles iſt jetzt mit Revi-
ſionen auf dem Rathauſe beſchäftigt. Sch. ſoll große Auf-
wendungen gemacht haben böſe Zungen behaupten, er ſei
im Beſitz von 31 Anzügen geweſen, die er unmöglich
von ſeinem Gehalte beſtreiten konnte. Ein intereſſanter Zu-
fall iſt es, daß der Vorgänger Schochs, der Kämmerer Rei-
chardt, ebenfalls durch Selbſtmord aus dem Leben geſchieden
iſt. Auch damals ſollen Unregelmäßigkeiten vorgelegen haben.

Tiefenort, bei Weimar, 28. Febr. Ein hieſiger Landwirt
ſtreute Thomasmehl auf ſeinen Acker. Er litt an einem Zahn-
geſchwür; von dem Düngemittel kam etwas in die Wunde, und
an Blutvergiftung mußte der junge Mann ſterben.

Keddigau, Kr. Salzwedel, 28. Febr. Das Birkwild iſt in
dieſem Jahre ganz gut durch den Winter gekommen. Wäh-
rend des ſtrengen Froſtes kam das ſonſt ſo ſcheue Wild bis in
die Gärten; jetzt trifft man große Scharen von Birkhühnern
am Waldesrande auf den Feldern. Man ſieht bis 50 Stück
a einander; doch laſſen ſie den Jäger nicht bis auf Schußweite

eran.
Münchenbernsdorf, 28. Febr. Ein Spaßvogel hatte ſich

den Faſtnachtsſcherz erlaubt, auf Dienstag abend zu einer
Verfammlung im „Hirſch“ einzuladen. Ein Redner ſollte über
das Thema ſprechen: „Wir brauchen keine Eiſenbahn nach
Roda!“ Mehrere Perſonen hatten ſich eingefunden, um dem
Einberufer den Standpunkt klar zu machen, denn nichts wird
hier ſehnlicher gewünſcht als die Fortführung der Eiſenbahn
a ndie Linie Gera-- Weimar. Es handelte ſich aber nur um
eine Eulenſpiegelei.

Lokales.

Merſeburg, 1. März.
Vom ägl. Lehrerſeminar. In der geſtrigen Präparanden-

Aufnahmeprüfung wurden 16 Schüler für die dritte, 4 für die
zweite und 2 für die erſte Klaſſe der Präparandenanſtalt auf-
genommen.

Der Bürgerverein für ſtädtiſche IJnkereſſen hatte auf ge-
ſtern abend zu einer Verſammlung ins „Tivoli“ einberufen.
Herr Stadtverordneter Frauenheim eröffnete dieſelbe mit dem
Bemerken, daß der im Herbſt v. Js. anläßlich der Stadtver-
ordnetenwahlen zuſammen getretene „Engere Ausſchuß“ als
ſtändige Jnſtitution beibehalten werden ſolle, um in etwaigen
dringenden Fällen ſogleich eine geeignete Körperſchaft zur Hand
zu haben. Der Vorſtand, der im verfloſſenen Vereinsjahr
fungiert hat, wurde wieder gewählt, an Stelle des Herrn Kunth,
zu deſſen ehrendem Andenken ſich die Anweſenden von ihren
Sitzen erhoben, wurde Herr Landesſekretär Wenke gewäghlt.

Betreffs der Aufſchüttung von Kies an den Bäumen des
Wölfelſchen Grundſtücks in der Schulſtraße, erklärt man ſich
von dem Anſchreib en des Magiſtrats befriedigt. Die Jahres-
rechnung wurde vorteragen, geprüft, für richtig befunden und
entlaſtet. Alsdann wurde über den Rathaus-Umbau debat-
tiert, worüber an anderer Stelle der vorliegenden Nummer
berichtet wird.

Vermißkes Armband. Zu einem Juwelier in der Gott-
hardtſtraße kam geſtern ein etwa 26——30 Jahre alter Mann
und ließ ſich mehrere goldene Armbänder vorlegen, die ihm
aber alle nicht gefielen, ſodaß er ſich ſchließlich, ohne zu kaufen,
entfernte. Mit dem Unbekannten war gleichzeitag ein gol-
denes Kettenarmband im Werte von ca 50 verſchwunden.
Der Fremde hat ſchwarzes Haar, ſchwarzen Schnurrbart, trägt
grauen Jackett-Anzug und ſteifen Hut.

Der Rathaus-Umbau in Merſeburg.
Merſeburg, 1. März.

Der „Bür orverein für ſtädtiſche Jntereſſen“ hatte auf ge
ſtern aben? „Tioli“ zu einer Verſammlung eingeladen,
und obſcho n L elbe nicht gerade ſtark beſucht war, ſo geſtal-
tete ſich e Doatte, die von 9 bis 3412 Uhr dauerte und faſt
ausſchli lich en Rathausbau betraf, doch höchſt intereſſant.

Von Stadtverordneten wohnten der Verſammlung bei die
Herren Frauenheim, Dietrich, Rügow und Elze.

Nachdem die Formalitäten erledigt worden waren, worüber
an anderer Stelle der vorliegenden Nummer berichtet wird,
ergriff das Wort Herr Tiſchlermeiſter Borsdorff ſen., welcher
beide Rathäuſer als alt, das ältere aber als „uralt“ bezeich
nete, eine Bezeichnung, die denn auch von den einzelnen Red-
nern während der Debatte beibehalten wurde und die auch
diesſeits für etwaige weitere Artikel übernommen werden
wird. Herr Borsdorff bemerkte, ſelten habe ein Projekt eine
ſo nachdrückliche, faſt einmütige Ablehnung in der Bürger-
ſchaft erfahren, wie der geplante Umbau des uralten Rathauſes.
Wenn man die Umbaukoſten auf 40 000 beziffere, ſo habe
man wahrſcheinlich nach dem Baubefund geſchätzt, wie er ſich
oberflächlich dem Auge darbiete, man habe aber nicht berück-
ſichtigt die heimlichen Mängel, welche ſich bei ſo alten Bauwer-
ken meiſt erſt herauszuſtellen pflegten, wenn man anfange,
größere Reparaturen vorzunehmen, und wer garantiere denn
dafür, daß ſich nicht Flicharbeiten an allen möglichen Stellen
herausſtellen und dadurch ganz ungeheure Koſten entſtehen
würden? Zudem, ſollte der Umbau wirklich glücken, begebe
man ſich ſelber der Möglichkeit, die Oelgrube an jener Stelle
zu verbreitern, und das ſei doch dringend notwendig. Jm
übrigen liege ihm perſönlich daran, daß in der Verſammlung
offene Ausſprache gepflogen werde, denn die Sache werde in
der Bürgerſchaft viel beſprochen. So viel könne er aus ſei-
nen Erfahrungen als Bauhandwerker ſagen, daß derartige Um-
bauten ſo alter Bauwerke die aufgeſtellten Koſten-Voranſchläge
um ein ſehr Bedeutendes zu überſchreiten pflegten.

Herr Genz iſt der Anſicht, daß die ſtädtiſchen Behörden mög-
lichſt in einem einzigen Gebäude zentraliſiert ſein möchten.

Herr Stadtverordneter Grempler führt aus, daß man zu-
nächſt das Obergutachten darüber abwarten müſſe, ob das
uralte Rathaus noch Reparaturen, reſp. einen Umbau ver-
trage. Sei es de rFall, ſo würde nicht nur das Nahrungs-
mittel-Unterſuchungsamt, ſondern auch die Sparkaſſe hinein
verlegt werden können und man werde, ſelbſt wenn der auf
rund 40 000 AA bezifferte Voranſchlag erheblich überſchritten
werden ſollte, immer noch erheblich billiger wegkommen, als
wenn man ein neues Rathaus baue, das unter einer halben
Million ſich wohl ſchwerlich werde herſtellen laſſen.

Herr Frauenheim iſt aus finanziellen Gründen gegen den
Bau eines neuen Rathauſes in jetziger Zeit; die Stadt habe
zu viel andere Dinge vor, das Markt- Rathaus befinde ſich
noch in leidlich gutem baulichem Zuſtande und könne noch
mindeſtens für eine Generation aushalten.

Herr Wenkel iſt für beſondere Räume der Sparkaſſe und des
Unterſ.-Amtes, da ein Neubau das Dreifache koſten werde
(Ruf: Das Zehnfache!) Man könne allmählich einen Fonds
für einen Rathaus-Neubau anſammeln.

Herr Rönneke iſt für einen Neubau, den man entſprechend
hoch aufführen müſſe; auch könne man die Partie am Meß-
häuschen vielleicht niederlegen und mit als Bauplatz verwen-

den. u e eHerr Schrepper findet es ſchwierig, zu beurteilen, ob das
uralte Rathaus noch einen Umbau vertrage oder nicht; es ſei
voreilig, dies zu beſtreiten, ebenſo voreilig, es zu behaupten.
Man möge zunächſt ruhig abwarten.

Herr Stadtverordneter Dietrich führt aus, die Sache ſei
ſehr reiflich erwogen und geprüft worden, Baudeputation
und Magiſtrat ſeien ſehr vorſichtig zu Werke gegangen, ehe
ſie der Stadtverordneten- Verſammlung die bekannte Vorlage
unterbreiteten, und man ſei im Kollegium einigermaßen über-
raſcht geweſen, daß ſich in der Sitzung am Montag vor 14
Tagen die beiden Herren Sachverſtändigen des Kollegiums ſo
ſtrikte ablehnend verhalten hätten. Geeignete Räumlichkeiten
für das Unterſ.-Amt müßten beſchafft werden, wenn man die-
ſes Amt hier behalten und die Wünſche der höheren Medi-
zinal-Regierungsbeamten erfüllen wolle. Mit einem Neubau
ſei es eine ſchöne Sache, er koſte aber ca. 600 000 Zinſen
und Amortiſation würden dann ca. 30 000 A jährlich er-
fordern, man möge die Sache drehen und wenden, wie man
wolle, der Umbau im uralten Rathauſe werde immer das
billigſte Auskunftsmittel bleiben. Veranſchlagt worden ſei
derſelbe mit 40 000 es ſei beſchämend, daß man den ſtädti-
ſchen Baubeamten, die ſich zu dem beſtimmten Zwecke der
Material- Unterſuchung 14 Tage lang im uralten Rathauſe
einlogiert hätten, ſo wenig Vertrauen entgegen bringe, die ſich
doch dahin ausgeſprochen hätten, der Umbau ſei zu bewerk-
ſtelligen, und das mit 40 000 A. Wolle man aber wirklich
50 000 M rechnen, ſo ſei das noch immer kein Vergleich mit
der halben Million, die ein Neubau koſten würde.

Herr Rügow führt aus, über die Unkoſten, die ein ſepa-
rater Neubau für eine Sparkaſſe erfordern würde, ſei Herr
Wenkel ziemlich leicht hinweg gegangen, für den ſtädtiſchen
Etat ſei es aber von großer Wichtigkeit, wie viel die Spar-
kaſſe einbringe; je weniger ſie für Lokalmiete aufzuwenden
habe, um ſo günſtiger für ihre Ueberſchüſſe. Er (Redner) habe
nun allerdings nicht den Optimismus, wie Herr Dietrich, daß
man den Umbau im uralten Rathauſe werde mit 40 000
bewerkſtelligen können, immerhin habe er die Ueberzeugung,
daß der Umbau, ſelbſt wenn er das Doppelte koſtete, für den
Steuerzahler noch immer vorteilhafter ſein werde, als ein
Neubau, und auf eine Generation hinaus würden, ſobald der
Umbau fertig ſei, die Räume für die ſtädtiſche Verwaltung
wohl ausreichen.

Herr Stadtverordneter Elze: Die Sache mit dem Umbau ſei
wohl aufgeſchoben, aber nicht aufgehoben. An einen Neubau
ſei vorläufig gar nicht zu denken, weil die Stadt kein Geld da-
für habe.

Herr Tſchich: Einer der Herren Vorredner habe ſchon zuge-
geben, daß der Umbau wohl das Doppelte des Voranſchlags
alſo ſchätzungsweiſe 80 000 A koſten werde und in 30 Jah-
ren werde man dann doch ein neues Rathaus nötig haben.
Wenn ein bauluſtiger Privatmann vor der gleichen Frage
ſtehe, ſo werde dieſer nicht erſt 80 000 M verbauen, wenn er
die Gewißheit habe, ſpäter doch einen Neubau aufführen zu

müſſen. Zudem bleibe dann die ſo dringend nötige Verbrei
terung der Oelgrube wieder für unbeſtimmte Zeit ruhen.

Hiermit ſchließt die Diskuſſion, eine Reſolution wird nicht
gefaßt.

Aus der angeregten Debatte vermochte man zu entnehmen,
daß die Abneigung in der Bürgerſchaft gegen den Umbau des
uralten Rathauſes ziemlich allgemein und ziemlich groß iſt.
Klar iſt, daß der Platz für ein neues Markt-Rathaus, auch
wenn vier Stockwerke aufgeſetzt würden, wie einer der Redner
bemerkte, kein allzugroßer iſt, und wenn die Hinterhäuſer erſt
noch angekauft werden ſollten, ſo würde ſich das ganze Pro-
jekt eines Neubaues derart verteuern, daß es die Stadt Mer-
ſeburg nicht zu tragen vermöchte. Reſerve-Räume müſſen
unbedingt disponibel ſein, entweder im uralten Rathauſe, ſo
fern der Umbau glücken ſollte, oder, iſt dies nicht der Fall, ſo
wird ſich der Ankauf einer größeren Liegenſchaft in der Nähe
des Marktes über kurz oder lang als zwingend notwendig
herausſtellen.

Alle vier anweſende Herren Stadtverordneten betonten, die
Stadt habe wohlgemerkt für einen Rathaus- Neubau
zur Zeit kein Geld. Schön! Die Herren haben aber nicht ge
ſagt, daß die Stadt auch für andere Zwecke kein Geld habe,
die von dritter Seite bis auf weiteres als unnötig bezeichnet
werden, als da ſind beiſpielsweiſe Schlachhaus und Transfor-
matoren-Anlage für ein Elektrizitäts-Werk.

Die finanzielle Seite mit dieſer Transformatoren, überhaupt
der ganzen elektriſchen Anlage iſt ſtark beſtritten, von Fach
leuten und Laien. Wie wäre es nun mit folgendem Ausweg:
Da ein Rathausneubau auf die Dauer ſich ja doch nicht umgehen
läßt, ſo legt die Stadt jährlich 10 000 A. zu einem Rathaus-
NeubauFonds, 30 Jahre lang, Zins auf Zins, zurück. Da
aber angeblich 8 Privatfirmen da ſind, die Merſeburg gern
mit Elektrizität verſorgen möchten, ſo erhält eine derſelben,
die die beſten Chancen bietet, die Konzeſſion auf 30 Jahre und
was ſie dafür zu zahlen hätte, gilt als Beitrag zu den oben
erwähnten 10 000 M. Wie viel 10 000 Zins auf Zins
gerechnet, in 30 Jahren ausmachen, mögen die Herren Mathe
matiker ausrechnen, es wird dann aber zu einem Neubau wohl
ungefähr reichen.

Richter und Ordensverleihungen.
Von einem hohen richterlichen Beamten wird der „S. Z.

geſchrieben: Jn der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 21.
Februar ſind die Worte gefallen: „Die Generalordenskom-
miſſion ſcheint die Richter für mittlere Beamte anzuſehen.
Die Worte ſind aus dem Hauſe mit dem Zuruf: „Sehr richtig!
begleitet. Der anweſende Juſtizminiſter hat zu ihnen geſchwie
gen. Sie entſprechen denT atſachen. Deshalb das Folgende:
Die 5 zuletzt ernannten, die Oberlandesgerichtspräſidenten von
Stettin, Köln, Celle, Kiel und Marienwerder haben eine Zeit
lang ihres Amtes gewaltet, bevor ihnen eine höhere als die
unterſte, die 4. Klaſſe, des Roten Adlerordens verliehen iſt.
Bei dieſer Ordensauszeichnung der Leiter der Rechtspflege
einer ganzen Provinz ſoll es verbleiben. Nach der beſtehen
den Praxis rückt auch in Zukunft kein Oberlandesgerichtsprä-
ſident ſchon mit der 3. Klaſſe dieſes Ordens in ſein Amt. Von
den Landgerichtspräſidenten und Staatspräſidenten hat näm
lich beim letzten Ordensfeſt erſt der Jahrgang 1903 die dritte
Klaſſe erhalten, und dieſer Jahrgang kommt für die weitere Be
förderung zum Oberlandesgerichtspräſidenten nicht mehr in
Betracht. Aber weiter: von den obigen 5 Oberlandesgerichts-
präſidenten haben inzwiſchen die drei älteſten den Rang der
Räte erſter Klaſſe erreicht. Ueber die dritte, auch mittleren
Beamten noch zugängliche, Klaſſe des Roten Adlerordens ſind
ſie dabei nicht hinausgekommen. Jn den Kreiſen der preußi-
ſchen Richter regt ſich von neuem der Wunſch wach einem völl-
igen Ausſchluß von den Ordensverleihungen.

Der Czenſtochauer Kloſterprozeß.benſtoch Petrikau, 29. Febr.
Der Zeuge Jaſinski iſt der Krakauer Polizeidirektor, der den Ange-

klagten Damazy Maczoch vrhaftet hat und dem Maczoch nach längerem
Leugnen ein Geſtändnis abgelegt hat. Maczoch ſei ſchon längere Zeit
verfolgt worden. Man hatte zunächſt ſeine Spur verloren, dann aber
kam die telepraphiſche Meldung, daß er bereits in Oeſterreich ſei und
zwar auf dem Wege nach Krakau. Als Miczoch den Zug auf dem
Krakauer Bahnhof verließ, ſei er (Zeuge) an ihn herangetreten, und
ahbe ihn gefragt: Sind Sie Damazy Maczoch, der den Mord im Kloſter
Jasna Gora verübt hat? Maczoch war ſehr beſtürzt und antwortete,
daß er Maczoch heiße. Darauf habe ich ihn verhaftet und zum Polizei-
amt geführt. Man fand bei ihm Legitimationspapiere, etwa 400 Rubel
in bar und zwei Päſſe der Helena Maczoch, von denen einer für das Aus
land galt. Jch fragte ihn, weshalb er nach Krakau gekommen ſei? Mac-
zoch antwortete mir, er habe ſich hier einen Zivilanzug kaufen wollen, um
dann ſich in Warſchau den Gerichten zu ſtellen. Er hat mir dann ein
Geſtändnis abgelegt folgenden Jnhalts: Am 23. Juli ſei der Poſthalter
Waclaw Maczoch nach Czenſtochau gekommen und habe bei ihm in
ſeiner Zelle im Kloſter gewohnt; etwa um 10 Uhr abends habe Waclaw
ihm Vorhaltungen gemacht, daß er ihm noch keinen beſſeren Poſten
in Warſchau verſchafft habe. Dabei ſei Waclaw in große Aufregung
geraten und er habe ihm auf ſeine Beleidigungen geantwortet, daß er
(Waclaw) ein Grünſchnabel ſei. Waclaw habe ihm eine Ohrfeige ge
geben und wollte die Zelle verlaſſen. Da habe er in ſeiner Wut ein
Beil ergriffen, und Waclaw einen Schlag auf den Kopf gegeben. Als
Waclaw am Boden lag, habe er ihm noch einmal einen Schlag gegeben
dann habe er dem auf dem Boden ſterbenden Waclaw noch ſchnell die
Abſolution erteilt und ihn ſchließlich erwürgt. Der Mönch erklärte dann
aber, daß er die Tat in der Erregung verübt habe und nicht gewußt
habe, was er tue.Präſident: Hat Jhnen Maczoch nichts über feine verbrecheriſche Liebe
zu der Frau des Ermordeten, der Helena Krzyzanowska, erzählt? S
Zeuge: Jawohl, er ſagte mir, daß er mit dieſer ein Verhältnis gehabi
habe. Er habe Helena, die die Tochter des Poſtbeamten Krzyzanowska
in Lodz war, im Jahre 1903 kennen gelernt, als ſie zu ihm zur Beichte
kam. Er habe ſich ſofort in ſie verliebt und es verſtanden, ſich ihr zu
nähern. Das Verhältnis war aber zunächſt ein rein platoniſches, ge
ſtaltete ſich ſodann aber zu einem intimen. Helena war damals Tele
graphiſtin in Lodz und hatte ſich dann in einen Schloſſer Bulracki ver-
liebt, dem ſie auch, troß der Beſchwörungen Damazy Maczochs, nach
Warſchau folgte. Trotzdem habe Maczoch ſie auch in Warſchau unter
ſtützen müſſen und auf ihren Namen ſchließlich ſogar 5600 Rubel bei der
Sparkaſſe deponiert. Er habe alles verſucht, die Liebe Helenas wieder
zu gwinnen. Zu dieſem Zweck ſei ihm der Gedanke gekommen, Helena
mit ſeinem eigenen 20jährigen Bruder zu verheiraten. Zunächſt ſei auch
ſein Bruder damit einverſtanden geweſen, nachdem ihm 10 000 Rubel
Mitgift verſprochen worden waren. Franz Maczoch war Gemeindeſchrei
ber in Lipic mit einem ſehr beſcheidenen Einkommen. Es fand die Ver
lobung ſtatt und der Tag der Hochzeit war bereits feſtgeſetzt. Da habe
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Helena die unglückliche Jdee gehabt, ihrem Bräutigam zu ſagen, er möge
nach der Hochzeit aber auch nicht auf ſeinen Bruder eiferſüchtig wer-
den. Franz Maczoch ſei dadurch ſtutzig geworden und habe die Beiden
längere Zeit beobachtet und die Ueberzeugung gewonnen, daß zwiſchen
ihnen beiden ein intimes Verhältnis beſtehe. Jnfolgedeſſen ließ er die
Verlobung zurückgehen. Damazy verbreitete nun das Gerücht, daß ſein
Bruder plötzlich geſtorben ſei und ſich mit Helena auf dem Sterbebett
habe trauen laſſen. Er fälſchte einen Trauſchein und zwar auf ſeinen
eigenen bürgerlichen Namen Kaſpar Maczoch und dann auch ſeinen
eigenen Totenſchein. Darauf ließ er ſich für die Witwe Kaſpar Mac-
zochs, Helena Maczoch, einen Paß ausſtellen, mietete ihr in Warſchau

eine Wohnung und meldete ſie polizeilich an. Hierauf hat er Helena
mit ſeinem Vetter Waclaw verheiratet. Waclaw fand eines Tages
bei ſeiner jungen Frau einen Brief von deren früherem Liebhaber,
dem Schloſſer Julius Bulracki, aus dem er erſah, daß Damazy mit
dieſer ein intimes Verhältnis unterhalte. Es kam dann zwiſchen den
beiden Vettern zu häufigen Streitereien und Szenen. Waclaw machte
Damazy Vorwürfe, daß er ihn mit einer Kabarettſängerin verheiratete
habe und daß dieſe ſehr viel Herrenbeſuche empfange und auch mit dem
Mönch ſelbſt verkehre. Nach einem Trinkgelage am 24. Juli iſt es
dann wieder zu ſolchen Szenen gekommen.

Der Zeuge Polizeidirektor Jaſinski iſt der Ueberzeugung, daß die An-
gabe Maczochs von einem Totſchlag im Affekt nicht richtig ſei. Die

niedergeſchlagen habe, als dieſer bei ihm in der Zelle ſchlief und daß
er den mit dem Tode Ringenden ſchließlich nach erteilter Abſolution
mit ſeinen eigenen Händen erwürgt habe.

Der Zeuge Jaſinski bekundet weiter: Ich fragte den Mönch alsdann,
woher er das Geld zu ſeinen häufigen Reiſen mit Helena Maczoch nach
Oeſterreich, Frankreich und Jtalien gehabt habe? Damazy erwiderte
mir, er habe einmal 4000 Rubel in der Lotterie gewonnen. Als ich ihn
dann aber in die Enge drängte, geſtand er mir ein, daß er ſeit 32
Jahren ſyſtematiſch Geld aus der Schatzkammer des Kloſters geſtohlen
habe. Es ſei ihm das umſo leichter geweſen, als die reichlich fließenden
Pilgergelder ungezählt in der Schatzkammer aufbewahrt wurden. Er
habe hiervon 9000 Rubel geſtohlen. Auch aus dem Meſſefonds gab er
mir zu, 10 000 Rubel entwendet zu haben. Als der Sakriſtan erkrankt
war und er dieſen vertrat, habe er auch aus deſſen Kaſſe Geld ge-
nommen.

Der nächſte Zeuge iſt der frühere Polizeivorſteher von Czenſtochau
Waſilij Deniſof, der den Angeklagten Pianko verhaftet hat und der jetzt
ſelbſt ſich wegen politiſcher Umtriebe im Gefängnis befand. Pianko
habe zuerſt alles abgeſtritten, dann habe er aber ſchließlich nach langem
Zögern ſich zu einem Geſtändnis herbeigelaſſen und geſagt, daß Maczoch
ihn habe bei der Muttergottes und allen Heiligen ſchwören laſſen, daß
er nie etwas verraten werde. Deshalb habe er Furcht gehabt, ſofort alles
der Behörde mitzuteilen. Pianko habe ihm dann ausführlich geſchil-

Anklage nimmt auch an, daß Maczoch ſeinen Vetter mit dem Beile dert, wie das Sofa zum Waſſer gefahren und mit der Leiche verſenkt

worden iſt. Der Zeuge hat dann ſofort Maczoch verhaften wollen.
Er fand aber die Kloſterzelle leer, Maczoch war entflohen. Er iſt dann
von dem Zeugen bis Krakau verfolgt worden, wo Maczoch durch Ja

ſinski verhaftet wurde. tDer Zeuge Polizeidirektor Tſchesnakow, Polizeidirektor von Czenſto-
chau, macht Mitteilung über die von ihm im Kloſter Jasna Gora abge-
haltene Husſuchung. Er ſog dann weiter aus, daß feſtgeſtellt wurde,
daß Zalog ſich von dem Kloſtermaler Farbe hatte holen laſſen, und
daß damit Maczoch die blutbefleckten Stellen ander Wand und auf dem
Fußboden ſeiner Zelle beſtrichen hatte, um die Spuren zu verwiſchen.
Man fand auch Reſte einer zerſchnittenen ſchwarzen Herrenhoſe. Mir
lag nun daran, feſtzuſtellen, in welchem Umfange das Kirchengut ver
untreut worden ſei und ich verlangte von dem Prior des Kloſters Rei-
mann eine Vermögensangabe. Reimann verweigerte mir jede Auskunft
und ich mußte erſt ſehr energiſch auftreten und mit dem Einſchreiten
des Gouverneurs drohen. Der Zeuge ſchildert dann weiter, daß die
Angeklagte Helena Maczoch beim Anblick der Leiche des ermordeten
Waclaw, ihres Ehegatten, bleich geworden ſei und eine große Trauer
und Erſchütterung gezeigt habe, ſie habe getan, als ob ſie ſterbensun-
glücklich über den Verluſt ihres Mannes ſei. Der Zeuge hat aber den
Eindruck gehabt, daß Helena geſchauſpielert habe und daß ihre Trauer
erkünſtelt gewefen ſei.

Amtliche Bekanntmachungen.

Bekannkmachung.
Auf Grund der landespolizeilichen

Anordnung des rn Regierungs-
Präſidenten zu Merſeburg vom 7.
Dezember v. Js., betreffend
die Bekämpfung der Maul-
und Klauenſeuche im Regierungsbe-
zirk Merſeburg, wird infolge des
Ausbruchs der Maul und Klauen-
ſeuche in Holleben, Kreis Merſeburg,
nachdem die Seuche durch das Gut-
achten des beamteten Tierarztes feſt-
geſtellt iſt, folgendes angeordnet:

1. Es wird ein Sperrbezirk gebil-
det aus den Ortſchaften Holleben
und Beuchlitz.

2. Ein Beobachtungsgebiet wird
gebildet aus den Feldmarken der
Ortſchaften Holleben. und Beuchlitz
ſowie aus den Ortſchaften Schlettau,
Benkendorf und Delitz a. B. ein
ſchließlich der dazu gehörigen Feld-
marken.

3. Für den Sperrbezirk und das
Beobachtungsgebiet treten die in der
vorſtehend angeführten landespoli-
zeilichen Anordnung unter 1, 2 und
3 angeordneten Maßnahmen in
Kraft.
Merſeburg, den 27. Februar 1912.

Der a Landrak.
Gerber.

Bekanntmachung.
Nachdem die Maul- und Klauen-

ſeuche in Altſcherbitz Kreis Merſeburg,
erloſchen iſt, werden die durch meine
Bekanntmachung vom 2. Januar
d. Js. angeordneten Sperrmaßregeln
aufgehoben und der Gemeinde und
Gutsbezirk dem Beobachtungsgebiet
angegliedert.
Merſeburg, den 27. Februar 1912.

Der Königliche Landrak.

J. V.
Gerber.

Bekannkmachung.
Montag, den 4. März 1912 bleibt

die Königliche Kreiskaſſe wegen
auswärtiger Dienſtgeſchäfte des
Unterzeichneten für den öffentlichen
Verkehr geſchloſſen.
Merſeburg, den 29. Februar 1912.

Der Königliche Rentmeiſter.
Gelbke.

Private Anzeigen

Ghrenerklärung.

Wir nehmen die Beleidigungen
gegen Oswald Naucke hiermit zu
rück, in Zukunft werden ſolche unter-
bleiben.

Corbetha, den 1, März 1912.
E. u. P. Rödel.

Die 3 Herren, welche meinen ver
unglückten Kutſcher am 31. Januar,
abends, ron der Eiſenbahnunter-
führung an der Blanckeſchen Fabrit
zum Krankenhauſe gefahren haben,
bitte ich, ſich bei Herrn Planert im
Gaſthofe „zur grüuen Linde“ zu
melden.

Beyling-Bündorf.

Zur
Frühjahrspflanzung

empfiehlt die Baumſchule von
Carl Patzſch in Zweimen bei Zöſchen
ihre reichen Beſtände an ſtarken
Aepfeln, Birnen, Kirſchen Pfirſichen,
Aprikoſen und Wallnußbäumeſorten
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Der Morgentrunk

Für Altund Jung

u geren l.
ch
Emil Seeng A.
O Hellbronn

Jubelfeier
der hieſigen Höheren Mädchenſchule (jetzt Lyzeum).

Wir bitten die früheren Schülerinnen unſerer Höh. Mädchenſchule,
welche gewillt ſind, zur würdigen Ausgeſtaltung des Begrüßungsabends
am 30. April durch frdl. Darbietung von Geſangs und Jnſtrumental-
Vorträgen mitzuhelfen, ſich am

Montag, den 4. März, abends 6 Uhr
zu einer Beſprechung in der Aula der Höh. Mädchenſchule, Schulſtr. 1,
gefl. einfinden zu wollen.

Merſeburg, den 26. Februar 1912.

Das Lehrerkolleginum.
J. A.

Der Direktor.
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Verein für Feuerbeſtattung E. V.
Dienstag, den 5. März, Uhr abends

in Müllers Hotel (Rülke).
Oeffentliche Verſammlung.

Vortrag des Vorſitzenden des Halleſchen Vereins, Herrn P. Wald-
ſtein: „Unſere Ziele“, mit beſonderer Berückſichtigung des preußiſchen Ge-
ſetzes und ſeiner Ausführungsbeſtimmungen. Anſchließend Diskuſſion und
Beantwortung von Anfragen Alle unſere Mitbürger, Damen und Herren,
ſind ergebenſt eingeladen.

467) Der Vorſtand. J. A. Dr. phil. Witte.
Ackerbauſchule, Kloſtergut Badersleben, ar er

verbunden mit 1100 Morgen großer intenſiver Gutswirtſchaft, älteſte u.
einzigſte Fachſchule im Staate, welche theoretiſch u. praktiſch vorbildet.
Penſion und Schulgeld nur 500 M. p. a. Aufnahme nur bei rechtzeitiger
Anmeldung. Auskunft und Proſpekt durch den Beſitzer u. Direktor Fr.
Sschliephakce.

Zu Oſtern finden einige Anmtlicher Marktbericht vom Mager-
T viehhof ig Friedrichsfelde Schweine undMuſikſchüler J Feckelmarkt am Mittwoch, den 28. Februar

e dann Z 1912. Auftrieb der Schweine: 2695 Stückfür Klavierunterricht noch Aufnahme. J Ferkel: 548 Stück. Verlauf des Marktes:
Fr. Proffeſſor Dr. Kelbe-Postler. S Lebhaftes Geſchäft.

Es wurde gezahlt im EngroshandelHalleſche Straße

Institut Bolt7

Anmeldungen
30 I, 12--1 Uhr.

Prim., Abitur.
JIlmenau i. Thür. Prosp. frei.
Halleſche Straße 23

iſt die von Herrn Hauptmann von
Glaſenapp bewohnte herrſchaftl. Eta-
ge, Hochparterre, beſt. aus 6 Zimmern
m. reichlichem Zubeh., Badez., Garten,
verſetzungshalber per 1. April oder
ſpäter zu vermieten. Zu erfragen
bein Verwalter

geſtrickt, TrikoUntertailien en Vatiſt
Groſze Auswahl.

H. sSchnee Nacht.
Halle a. S, Er. Steinſtraſze 48

ehe

Damen-
Kopfwäſche mit elektriſchem

Haar rockenapparat.
Damen Friſieren in und

außer dem Hauſe.Barbaroſſa-Feſtſpiele.
ſeligen Kaiſers Wilhelm des Großen findet abends 8 Uhr im Saale
des Tivoli die Aufführung des patriotiſchen Feſtſpieles:

„Barbaroſſas Erwachen“
von Oskar Hottenroth

unter der Spielleitung des Verfaſſers ſtatt.
Das von Mitgliedern der hieſigen Kriegervereine eingeübte Feſtſpiel

zerfällt in 4 Aufzüge:
I. Barbaroſſas Erwachen. 2. Die Kriegserklärung.

Felde 4. Die Heimkehr.
Die Muſik wird von langjährig gedienten, in den Civildienſt über-

getretenen, Militärmuſikern ausgeführt.
Der Reinertrag des Spieles ſoll den Grundſtock zu einem Fonds

zur Unterſtützung bedürftiger hieſiger Veteranen bilden. Es iſt deshalb
die Wiederholung des Feſtſpiels zunächſt am Sonntag, den 24. März im
„Kaſino“ beabſichtigt.

Von dieſem Vorhaben wird hiermit mit der Bitte Kenntnis gegeben,
durch den Beſuch des Feſtſpieles zu dem Gelingen der guten Sache bei-
tragen zu helfen.

Das Hauptkomitee zur Gründung eines VeteranenHilfsvereins
für Merſeburg

Der Ehrenausſchuſz: von Gersdorff, Regierungspräſident Junghans,
Major u. Bataillonskommandeur Prof Bithorn, Stiftsſuperintendent
v. Brandenſtein, Oberſtlt. z. D. Dr. Haacke, Bürgermeiſter Graf d'Hauſſon-
ville, Landrat; Graf Hohenthal-Dölkau, Major a. D. Mink, Kreisſchul
inſpektor; Prof. Dr. Ziehen. Gymnaſialdirektor.

Der Veteranenansſchußz (zuſammengeſetzt aus Angehörigen der hie-
ſigen 11 Militärvereine): Bauer, Röhrmeiſter a. D.; Böhme, Kriegsinva-
lid Gräfenſtein, Werkmeiſter; h e Hegemeiſter a. D. Jorke, Bäcker-
meiſter Reiche, Portier Reichel, Privatmann Rößner, Buchdruckerei
beſitzer; Weiſe, Kaſtellan Zenker, Oberlandesſekretär a. D. Zorn, Zimmer-
meiſter.

Der Arbeitsausſchuß Hartmann, Landesſekretär Hottenroth, Buch
druckereibeſitzer; Peter, Rechnungsrat; Wilck, Landesſekretär; Wimmer,

3. Weihnachten im

echt und Blutlausfrei. (411 Regierungsſekretär.

Zu dem am 22. März d. J. wiederkehrenden Geburtstage des Hoch-
Zöpfe von 3 M. an.
Locken, Chignons,
Unterlagen uſw.

bei

Rich. Mörike, douſtr.3.

Empfehle
Schweinefleiſch,

das Pfd. von 70 Pfg. an.
Hammelfleiſch,

das Pfd. van 75 Pfg. an.
Schmoor- u. fettes Fleiſch

und friſche Wurſt.
Richard Baumann,

Gotthardtſtraße 30.
Empfehie

friſche und geräucherte
Rot, Seher u. Schwartenwurſt,
à Pfd. 70 Pfg., bei 5 Pfd.-Abn. 3 M.,

fetten Speck,
5 Pfd. 4 M., von 10 Pfd. an billiger,
fettes Fleiſch und Schmeer,

5 Pfd. 3,50 M.,
empſehle ferner

feinere Wurſt u. Fleiſchwaren
und Aufſchnittſchüſſeln.

Karl Kellermann,
Fleiſchermeiſter.

e

in Fähnr.,
für: Läuferſchweine,7—8 Mon. alt
Stück 45—56 M., 5--6 Mon. alt, Stück
33--45 M., Pölke: 3--4 Mon. alt,
Stück 23--32 M.; Ferkel:9--13 Wochen
alt, Stück 19--22 Mk, 6--8 Wochen alt,
Stück 1 --17 Mk.

Die Direktion des Magerviehhofes.

Stadttheater in Halle.
Sonnabend, 2. März, abds. 71
Uhr Lohengrin.

Gottesdienſt-Auzeigen
Sonntag, den 3. März (Reminiscere)
Geſammeilt wird eine Kollekte für den
Bau einer deutſch-eoangeliſchen Kirche

in Rom.
Es predigen

Dom Vorm. 10 Uhr:
Wuttke.

Nachm. 5 Usr: Paſtor Riem.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.
Abends ,8 Uhr Jungfrauen-Verein

Seffnerſtr. 1.
Sonntag Vorm. 10 Uhr Gottes-

dienſt für die n rknnrnren in der
Herberge zur Heimatg Boe 1,10 Uhr Lie. Paſtor
Seitz (Gaſtpredigt)

Nachm. 5 Uhr: Paſtor Sannemanu.
(Gaſtpredigt.)

Vorm. 11, Uhr Kindergottesdienſt.
Abends 8 Uhr: Jünglingsverein.
Donnerstag, den 7. März, Nachm.

2/„5 Uhr, Müdhlſtr. Fr. u. Jfr.- Verein
St. M. (Frauenhülfe), Beneral-Verſamm-
lung.Altenburg. Vorm. 10 Uhr Paſtor
Delius. Jm Anſchluß an den Gottes-
dienſt Beichte und Abendmahl.

Vorm. 11 Uhr Kindergottesdienſt.
Montag, den 4. März nachmittags 4

Uhr Frauenhilfe.
Neumarkt. Vorm. 10 Uhr Paſtor

Boit.
Vorm. 11 Uhr Kindergottesdienſt.
Dienstag, den 5. März 1912 nachm.

4 Uhr Verſammlung der Frauenhirfe im

Diakonus

Augarten.

Volkeébibliothe? und Leſehalle geöffnet
Sonntag von 11--12 Uhr mittags und
3--7 Uhr nachmittags.

Katholifcher Gottesdienſt. Sonntags
Vormittags 7 Uhr Beich e, /28 Uhr
Frühmeſſe, mit Predigt. /10 Uhr Pfarer
amt mit Piedigt. Nachmittags 2 Uhr
Chriſtenlehre oder Andacht. Sonnabend
und an den Vorabenden der Feiertage
2 Uhr nachm. Beichtgelegen.

FIXONA
jst das ideaiste u vollkommenste
Sauerstoff Waschmiſtel

der Gegenwart.

Pakete à 35 Pf. und 65 Pf.

A. THIERACK
Finsterwalde N. L.
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